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Frau 
Präsidentin des Nationalrates 
Parlament 
1010 Wien 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Ich beantworte die an mich gerichtete schriftliche parlamentarische Anfrage Nr. 6631/J der 
Abgeordneten Ing. Dietrich, Kolleginnen und Kollegen wie folgt: 

 
Fragen 1 bis 4: 

EU-BürgerInnen haben dann einen Anspruch auf Bedarfsorientierte Mindestsicherung 
(BMS), wenn sie sich entweder als ArbeitnehmerInnen in Österreich befinden oder bereits 
mehr als 5 Jahre rechtmäßig in Österreich aufgehalten haben. Werden EU-BürgerInnen ar-
beitslos, dann ist die Frage, wie lange sie davor in Österreich gearbeitet haben, wesentlich. 
Haben EU-BürgerInnen nach Zuzug länger als 12 Monate durchgängig gearbeitet, wurden 
unfreiwillig arbeitslos und sind beim AMS als arbeitsuchend vorgemerkt, dann bleibt ihnen 
die ArbeitnehmerInneneigenschaft für die Dauer ihres Aufenthaltes in Österreich erhalten 
und sie haben weiterhin Anspruch auf BMS, solange die Notlage besteht. Dies gilt auch für 
deren Familienangehörige. 

Anders verhält es sich bei EU-BürgerInnen, die noch kein Jahr durchgehend in Österreich 
gearbeitet haben. In diesen Fällen bleibt die ArbeitnehmerInneneigenschaft nur für 6 Mona-
te erhalten. In diesen 6 Monaten ist - im Bedarfsfall - auch BMS zu leisten. Danach sind Mit-
gliedstaaten – im Lichte der Rechtsprechung des EuGH in der Rs Alimanovic nicht mehr ver-
pflichtet, eine Sozialhilfe bzw. BMS zu gewähren. Dies gilt auch für ihre Familienangehörigen. 

Die grundsätzliche Gleichbehandlungspflicht von EU-BürgerInnen mit eigenen Staatsbürge-
rInnen ergibt sich aus Artikel 24 der Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und 
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des Rates vom 29. April 2004 über das Recht der Unionsbürger und ihrer Familienangehöri-
gen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten. 

Fragen 5 bis 8: 

Drittstaatsangehörige haben nur dann einen Anspruch auf BMS, wenn sie über den Aufent-
haltstitel „Daueraufenthalt-EU“ verfügen oder als Familienangehörige von EU-BürgerInnen 
zugewandert sind. Die Zuerkennung dieses Aufenthaltstitels ist auf Antrag frühestens nach 
einem rechtmäßigen Aufenthalt von 5 Jahren und bei Erfüllung sonstiger Voraussetzungen 
möglich. Eine Arbeitslosigkeit von Drittstaatsangehörigen mit diesem Aufenthaltstitel ist in 
diesem Stadium nicht mehr schädlich für einen BMS-Bezug. Dasselbe gilt für Familienange-
hörige, die ebenfalls über diesen Aufenthaltstitel verfügen. BMS wird in diesen Fällen solan-
ge geleistet, solange die Notlage besteht. 

Vor Zuerkennung dieses Aufenthaltstitels haben Drittstaatsangehörige keinen Anspruch auf 
BMS.  

Die Gleichbehandlungspflicht von Drittstaatsangehörigen mit „Daueraufenthalt-EU“ mit ei-
genen StaatsbürgerInnen ergibt sich aus Artikel 11 der Richtlinie 2003/109/EG des Rates 
vom 25. November 2003 betreffend die Rechtsstellung der langfristig aufenthaltsberechtig-
ten Drittstaatsangehörigen. 

Fragen 9 und 10: 

AsylwerberInnen haben in Österreich keinen Zugang zur BMS.  

Fragen 11 und 12: 

Asylberechtigte haben aufgrund völkerrechtlicher Verpflichtungen Österreichs unter den-
selben Voraussetzungen einen Anspruch auf BMS wie StaatsbürgerInnen. Diese Verpflich-
tungen ergeben sich einerseits aus der Genfer Flüchtlingskonvention und andererseits aus 
Vorschriften der Europäischen Union (Richtlinie 2004/83/EG des Rates vom 29. April 2004 
über Mindestnormen für die Anerkennung und den Status von Drittstaatsangehörigen oder 
Staatenlosen als Flüchtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen Schutz benö-
tigen, und über den Inhalt des zu gewährenden Schutzes). BMS ist auch für Familienangehö-
rige zu leisten, die zur Kernfamilie zählen (= EhegattInnen und minderjährige ledige Kinder), 
und die im Rahmen der Familienzusammenführung nach § 35 Asylgesetz nach Österreich 
gekommen sind, und ebenfalls Asylstatus erhalten haben. 

BMS ist an Asylberechtigte für die Dauer der Notlage zu gewähren. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Rudolf Hundstorfer 
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